BODENREFORM-AFFÄRE: Landesbeamte im Visier

Zeugenaussagen und neue Akten sollen einen Untreue-Verdacht belegen / Linke fordern Ermittlungen





Helmut Baesecke muss im Untersuchungsausschuss "Bodenreform" aussagen.

POTSDAM - Seit neun Monaten gibt es im Landtag den Untersuchungsausschuss zur Bodenreform-Affäre. 21 Zeugen wurden gehört – darunter frühere und amtierende Minister und zahlreiche Landesbedienstete. Die Aussagen von mindestens drei dieser Zeugen sowie die Durchsicht neuer Akten der Landesregierung könnten von strafrechtlicher Brisanz sein. Nach Ansicht der Linken enthalten die Unterlagen „neue Anhaltspunkte“, dass die damalige Landesregierung in den Jahren 1999/2000 doch nicht wie behauptet nach geltendem Recht gehandelt hat. Ein Anfangsverdacht der Untreue, „zunächst gegen Unbekannt“, erscheine „durchaus als wahrscheinlich“, heißt es in einer Expertise der Linken, die Generalstaatsanwalt Erardo Rautenberg jetzt zur Prüfung übergeben wurde. 

Bislang hat die Staatsanwaltschaft es abgelehnt, Ermittlungsverfahren wegen Untreue einzuleiten. Es gab zwar mehrere Strafanzeigen von Anwälten sowie von der Bodenreform betroffenen Personen, es fehlte aber stets ein nachweisbarer subjektiver Vorsatz gegen Landesbedienstete bzw. ein sogenannter Vermögensnachteil, was Voraussetzung für ein Untreue-Ermittlungsverfahren ist. 

Dieser Vorsatz soll bei Bediensteten des Landes in ihrer Funktion als gesetzliche Vertreter unbekannter Erben vorhanden gewesen sein. Das ergebe sich aus den jüngsten Zeugenaussagen von zwei Mitarbeitern des Finanzministeriums sowie des Leiters des früheren Grundstücks- und Vermögensamts Brandenburg (GVA). Diese Vorgänge seien von den Ermittlern bisher noch nicht näher geprüft worden. 

Die Rechtslage ist nicht ganz einfach. Damals waren Landesbedienstete in mehr als 10 000 Fällen als gesetzliche Vertreter von Bodenreform-Erben eingesetzt worden. Der Grund: Die Eigentümer oder Erben der Grundstücke waren bis zum Ablauf der Verjährungsfrist am 2. Oktober 2000 nicht gefunden worden. Diese Landesbediensteten waren also nun die gesetzlichen Vertreter, die verpflichtet gewesen wären, im Interesse der Vertretenen (der unbekannten Bodenreformeigentümer) zu handeln. Dann hätten sie auf die eingetretene Verjährung hinweisen müssen (juristisch: „Einrede der Verjährung“), um einer Eigentumsumschreibung durch das Land entgegenzuwirken. Stattdessen sollen sie vor der Grundbuchumschreibung ausdrücklich erklärt haben, auf die „Einrede der Verjährung“ zu verzichten. Das sei ein „klarer Missbrauch der Vertretungsmacht“, meint der Obmann der Linken, Christian Görke. 

Aus den Zeugenaussagen und neuen Akten würde sich ergeben, dass in rund 300 Fällen dieser Verzicht erklärt worden sei. Vertreter des Finanzministeriums sollen überdies von der Praxis gewusst und dem Grundstücks- und Vermögensamt entsprechende Handlungen vorgegeben haben. Für den Weigerungsfall soll überdies Klage angedroht worden sei. Görkes Fazit: Die Rechte der Erben müssen bei der Abwicklung der Bodenreformfälle eine untergeordnete Rolle gespielt haben. Den Landesbediensteten sei es damals nur darum gegangen, die Grundstücke dem Landesfiskus zu überführen. 

Der Untersuchungsausschuss will im April seine Arbeit beenden – unabhängig von möglichen Ermittlungen, wie es hieß. (Von Igor Göldner) 

Bodenreform und Untreue: 
Brandenburg hatte sich vor Ablauf der Verjährungsfrist am 2. Oktober 2000 in rund 10 000 Fällen anstelle unbekannter Erben als Eigentümer von Bodenreformland in Grundbücher eintragen lassen. Die Erben waren trotz Recherche angeblich nicht auffindbar. 
Der Bundesgerichtshof (BGH) urteilte am 7. Dezember 2007, dass diese Praxis „sittenwidrig" sei. Als Konsequenz verzichtet das Land auf alle Ansprüche. Die Grundbucheintragungen werden ungültig gemacht. 

Untreue ist im Strafrecht ein Vermögensdelikt, das in 
Paragraph 266 des Strafgesetzbuches (StGB) geregelt ist. 

Untreue begeht, wer eine ihm durch Gesetz oder behördlichen Auftrag eingeräumte Befugnis missbraucht, über fremdes Vermögen zu verfügen. Oder wer aufgrund eines Treueverhältnisses die Pflicht verletzt, fremde Vermögensinteressen wahrzunehmen. 

Untreue wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe belegt. MAZ  09.12.2008
